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D.er schweizerische Republikaner
herausgegeben

von Escher und Usteri
Mi.'glrcdern der gcftzgcStàn Rath.' der hclvctîschcn RexuAik.

Hundert vier und siebzigstes Stuft
Viertes Quartal.

Luzern/ Mittwochs den 10 October r?98.

G e se z g e b n n g.
e Grosser Rath, z. October.

(Fortsetzung.)
Kühn sagt, da die fränkischen Truppen gestern

der Versammlung bei ihrer ersten Sitzung in Luzern
milirairischc Ehre erwiesen, so trage ich darauf an,
daß wir dem Commandanten derselben durch Abord-
nung einiger Mitglieder aus unsrer Mirte dafür bau-
ken lassen. K o ch begehrt, daß dieses den Saalinspek-
toren aufgetragen werde. Eecre tan fragt, ob die-
ser Auftrag ai!e Caalinspektoren gelten solle. H n be r
will diesen Auftrag nur dem Präsidenten derselben gc-
den. Koch beharret, daß die Bestimmung dieser
Ceremonie den Saalinspektoren ganz überlassen werde.
Dieser Antrag wird angenommen.

Nnzet macht den Antrag, daß i. kein Mitglied
in mehr als z Commissionen geordnet werde. 2. Daß'
jedes Mitglied, welches sich für etwas Zeit beurlaubt,^
in allen Commissionen, in denen es sich befindet, ersezt -

werde, z. Daß die Mitglieder, welche sich zu Bc-
sorgung ihrer hauslichen Angelegenheiten für einige
Feit entfernen, wahrend dieser Zeit keine Besoldung
beziehen, und 4. daß sogleich ein Namensaufruf vor-
genommen werde. H über hoft, wir werden nicht
wieder anfangen wollen mit Zwischenmotionen die Zeit
zu verderben, besonders da alle diese Antrage Nuzets
dem Gang unsrer Geschäfte mehr hinderlich als nüz-
sich warenz da ferner diese Motionen nicht dem Regle-
ment gemäß schriftlich eingegeben wurden, so fodcrt
er Tagesordnung, welche angenommen wird.

Der iz. K. des Bürgcrrechtsgutgchtens wird in
Berathung gezogen. Pelegrini findet denselben in
einem Staat, der aus dem vielfältigsten Despotism
in den Zustand der Freiheit übergegangen ist ganz
überflüssiig und fodert daher dessen Durchstreichung.I 0 mini folgt. S ecr etan findet nicht hinlänglich,
daß wir selbst die Grundsatze der Freiheit auch ohne
weitere gesezliche Bestimmungen anerkennen; sondern
sie müssen auch ausdrüklich in unsern Gesetzen enthal-

ten seyn, folglich begehrt er Beibehaltung dieses §.
An verwert h folgt. Kühn ebenfalls, besonders
auch aus dem Grund, weil die alten Gesetze bestimmt
abgeschafft werden müssen und ohne dieß noch gülttg
sind. Wyder folgt und begehrt, daß der §. noch
naher bestimmt werde. Koch folgt ebenfalls und ver--
sickert, daß die Commission bei Festsetzung des Gau-
zen höchst sorgfaltig zu Werke gieng, und durchaus
nicht im Augè hatte, die Städte zu begünstigen. Der
§ wird unverändert angenommen.

Die Versammlung bildet sich in ein geheimes
Comité.

(Nachmittags 4. Uhr.)
Cartier bemerkt, daß viele Mitglieder ohne di?

Schcrpe, das Hauptstük unsrer Amtskleidung, amve-
send find und begehrt, daß dieselbe in den Nachmit-
tagssitzungen wie am Morgen getragen werde. Hu-
ber Host, man werde sich diese sorgfältige Bemerkung
zu nutze machen und nichtweiter darüber dcliberieren oder
dekretieren wollen. S ch lumps folgt, so auch N u zet,
welcher fragt wie viel Federn man auf dem Hut tra-
gen müsse. Man geht auf Hubers wiederholten
Antrag zur Tagesordnung.

Hug entschuldigt schriftlich seine Nichterscheinung
in Luzern, durch Krankheit.

Egg v. Ellikon begehrt wegen seinen häusli-
chen Geschäften 14 Tag Urlaubverlangcnmg, welche
ihm gestattet wird.

Matti bittet wegen Krankheit für z Wochen
Urlaubsverlängerung: Deg geler aus gleichem Grund
bittet für 14 Tag: Beide Begehren werden gestattet.

B. Gillet v. Paris übersendet dem grossen Rath
sein Buch zz kxeinx>ls5 ckLmui-ttioli," und äussert den
Wunsch, daß es zur Anfeurung republikanischer Tu-
genden ins deutsche mochte übersezt werden. Er la-
cher begehrt zur nöthigen Untersuchung Verweisung
an eine Kommission. An Verwerth fodert Verwci-
sung an den Minister der Wissenschaften. Custor
folgt Anderwerth. Huber folgt Erlachern, des-



sen Antrag angenommen wird. In diese Kommission
werden geordnet: Cartier, Erlachcr und Grivel.

Rubin fodcrt für 14 Tag Urlaubverlängerung,
die ibm gestattet wird.

Das Direktorium Übermacht eine Bittschrift von
der Gemeinde F rasche!;, in der sie für die Untere
siützung dankt, die sie in ihrem Unglük erhalten hat,
und wegen Mangel an Holz zu Wiederaufbauung >h-

rcs Dorfs, bittet, daß ihr die Nation den benacybar-
ten kleinen Wald, den Riedcrberg, käuflich abkret-

ten mochte. Wyder fodcrt Verweisung an die dieser

Untersuchung wegen nicdcrgesezte Kommission. Trosch
will, daß man dieser Gemeind alles erforderliche Vaw
holz uncntgcldlich einliefere. H über begehrt Verwest
sung an eine neue Kommission, des Reglements we-

gen, und sagt, allenfalls kennen;a die gleichen Mit-
glieder wieder in dieselbe geordnet werden. Lü scher
begehrt'Verweisung an die Nationalgütcr-Vermisse-
rungskommisslon: dieser lczte Antrag wird angenommen.

Wcinfnhrleute aus dem Kanton fuzcrn begehren

statt nach den alten Ordnungen nur 30 Centner Wein,
do Ctr., gleich andern Fuhrleuten laden und versuch-

ren zu dürfen. Nuzet bedauert, daß einige Kantose
ihre Straßen gerne ruiniren ließen und schwere fasten

zu führen erlaubten. Er dankt dem Kanton Bern fur
feine Sorgfalt in dieser Nuksicht und verwirft diese

Bittschrift. Erlach er sagt, da 1 Ctr. Wein mehr

schwerer ist als l Ctr. Kaufmannsgut, so fodere
ich, daß man diesem Begehren entspreche. Kilch-
mann folgt Erlachern, begehrt aber wegen allge-
meinen Verfügungen eine Kommission. Ackermann
saat, als ein alter Fuhrmann will auch ich ein Wort
hierüber sagen: die Natur der Sache crfodert Erla-
chern beizustimmen; wegen der Nothwendigkeit allge-
meiner Bestimmungen hierüber folge ich aber K ill ch-

m a n n s. An rag. Cu st 0 r b ezeugt, daß cr freilich das

Fuhrwewn nicht kenne, doch das wiste er, daß man
lieber auf guten als schlechten Straßen fahrt, und in
dieser Rükstcht Sorgfalt nöthig ist; indeyen da ich

glaube, daß eine gleich schwere Fuhr mit Eisen ge-
laden die Straßen mehr verderbt, als eine ahnliche
mit Kaufmannsgut, so stimme ich Kilchmanns
forafaltigem Auwag bei. (Man lacht.) Secrelan
folgt Nuzet und Kilchmann, dessen Antrag ange-
nommen und in die Kommission geordnet werden: N u-

zet, Ackermann, Erlacner und Blattmann.
Die armen Eemeindsbnrger von Ka Ich nach

begehren gleiche Rechte in Rntstcht der Gemeinde:
qüter mir den reicyen Gememdsgenosten. w rla.
cher sagt, diese Ungerechtigkeit eines ungle...,en
Gcnussesss, den Gemcindögttter i ist hausig: ich ödere

Vcrw. mug an den Jnstizmin-jter und Einlad-ng an
denselben diese alre Oligarchie, die beinahe n, «ll n
Gemeinden noch wurzeltest sie, auszurotten. Ccrti -r
begehrt Verweisung an die Burgerre.hlskon t.isso î.

Schlumpf fodert eine neue Kommission ubtr diesen

Gegenstand. Cnstor wünscht diesem Begehren zn
entsprechen, fodcrt aber Vertagung bis zur Festsetzung
der Munizipalitatsgesetze. Trosch folgt Schlumps.
Seereran folgt Er lach ern. Koch sagt, der Ge-
gcnstand sey ein Rechtsstreit zwischen diesen Eemeiiids-
genossen und daher begehre cr Verweisung an die
richterliche Gewalt: Dieser Antrag wird angenommen.

Hubcr srags wo sich die Kommissoucn inLuzcm
versammeln sollen. Secretan als Präsident der

Saalillspeftorcn, erklärt, daß man hieran noch nicht
gedacht habe. Erlachcr will, daß sich die Kommis-
stoncn in dem alren Nrselinerktostcr versammeln. Hu-
der begehrt, daß im benachbarten Gymnasium sslaz

für die Kommissionen gemacht und Anstalten zu Er-
leuchtung des Versammlungssaals getroffen werden,
damit die Nachmittags Atzungen nicht so frühe müssen

aufgehoben werden. Man beschließt jedem Präsiden-
ten zu überlassen seine Kommission zu versammeln w»

er will.

Senat, Z. Oktober.
Präsident: usteri.

Eine Bothschaft des grossen Rathes zeigt die

Eröffnung seiner Sitzungen, einswcilen im Saal des

ehmaligen Theaters an. Erauer will, der Senat

M den gleichen Schritt gegen den grossen Rath thun.

Li'ithi v. Sol. widcrsezr sich; die Wiedereröffnung
der Sitzungen ist durch ein Dekret bestimmt; eben so

daß der grosse Rath seine Sitzungen im chmaligeu

Urselinerkloster Hairen soll; nun ist cr wegen Nlchtbe-

cnbigung des Saals genöthigt, sich fur einmal im

Theater zu besammeln, und dies ists eigentlich, was er

anzeigt. Man geht zur Tagesordnung über.
Der Präsident zeigt an, daß.Depurirte res

Ehorhcrrenstifts von Er. fcodegar ihm eilten Besuch

gemacht und ihr Stift zu Handen des Senats eim

pfohlen haben.
^ ^Reding erhalt für 14 Tage Urlaub, von denen

er indeß ni.-.w Gebrauch machen wird, bis meyrece

Senatoren in Luzeru angekomnten sind.

Bozler verlangt schriftlich und erhält 3 -rage

Verl ngerung seines Urlaubs.
^

Bay bemerkt ungern, daß die Mitglieder ni.m

in einer bestimmten Snmde in der Versammlung er,

scheine», und dadur..) die Eröffnung der Sitzungm
verz gcrt w-ro; er verlangt, daß künftig diejenigen,
so eine Viertelstunde zu sput erscheinen, beim Emmu
die Ursache angeben sollen, füthi v. Soll sturer,
es ware indecen, die Senatoren auf bieje Wesie >v>

Schultnaben zu bchandeln; zudem mnßrc diese stuffs
beim Emirat entweder dem Präsidenten â
oder der ganzen Versammlung geinacht werden;
beiden Fallen würden dadurch die Arbeiten untcev

chcn; er will also lieber eine Commission ernenne,
die auf Mittet bedacht sey, wie ans eine schwill,



Weift der Endzwek von Bays Antrag erreicht wer-
den könnte. Bay vereinigt sich mit diesem leztcrn
Vorschlag. Fornerod will überdem, da der Senat
gerade nur aus 37 Mitgliedern, der um Sitzung halten
ju können, nöthigen Zahl besteht, beschlicssen lassen,
daß bis zur Ankunft mehrerer Mitglieder! kein Mit-
glied auch nur fur einen Lag di-e Sitzungen versäume.
Eenhard glaubt, es sey keine Commission norh.ven-
dig; die Bemerkung werde von selbst ihre Wirkung
thun. Cran er ebenfalls, er halt dafür, die Erneu-
nuitg einer Commission wurde Verdacht der Nachlassig-
keit auf den Senat werfen; er will Tagesordnung.
Mail geht zur Tagesordnung über.

Berth ollet sagt, in der gestrigen Eröffnungs-
rede des Präsidenten habe ihm vorzüglich die an das
höchste Wesen gerichtete Anrufung wohl gefallen; es
veranlaße ihn dieß, vorzuschlagen: Der Senat soll
jede seiner Sitzungen mit einer einfachen Anrufung
des höchsten Wesens, die keinem Rcligionssystem zu
nahe trcttcn könne, eröffnen. Der Antrag wird ein-
milchig angenommen.

Lüthi v. Langnau verlangt Niedersetzung einer
Commission, die eine Formul dieser Anrufung entwcr-
feit soll. — Man geht zur Tagesordnung, indem Ber-
thollcts Antrag selbst, die wenigen Worte schon eut-
halte.

Litt hi v. Sol. verlangt, da man die von ihm
vorgeschlagne Commission verworfen habe, weil sie
den Verdacht der Nachlässigkeit auf den Senat wer-
fen konnte, so soll auch der ganze Antrag, über den
man zur Tagesordnung geschritten ist, im Protokoll
nicht erwähnt werden, weil daraus das nämliche ent-
stehen konnte. Genhard widcrsczt sich diesem neuen
Antrag; man ist zur Tagesordnung geschritten, weil
man die Commission für unnvthig ansah. Es ' soll
uns nichts hindern, alle Bemerkungen, die im Senat
gemacht werden, bekannt und 0gentlich werdeil zu
lassen; unsere Sitzungen sind ja auch öffentlich.
Psyffcr ist gleicher Meinung; die Sache werde dein
Senat eher Ehre machen, indem sie beweist, daß er
auf seine Mitglieder und die Erfüllung seiner Wich-
ten aufmerksam ist. — Das Stimmenmchr über L u-
this v. Sol. neuen Antrag wird aufgenommen;
die Stimmen sind gleich getheilt. Ein zweites Stim-
menmehr entscheidet für seine Annahme.

Lang begehrt und erhalt fur Ruepp Verlange-
rung des Urlaubs bis zu Herstellung seiner Gesundheit.

G r 0 sser R ath, 6. October.
Präsident: Escher.

Er la eher begehrt, daß da der Senat den Ve-
schluß die Weibel zum erstenmal auf Unkosten der Re-
g'ublik zu kleiden, verworfen habe, die Mitglieder des
grossen ,Whs den ihrigen aus eigner Tasche kleiden
möchten. 'Cartier glaubt, dieses 'könne nur durch
«ine Privatuntcrnchmimg geschehen, die durch keinen

Beschluß zu bestimmen sey. Erlach er zieht seine

Motion zurück.

Nuzet legt seine 4 gestern gemachten Ms-
tionen heute schriftlich nieder und begehrt, daß
dieselben in Berathung gezogen werden. Cartier
unterstüzt den Antrag, den Namensaufruf vorzuneh-
men. n b er begehrt, daß über jede dieser 4 Motio-
ncn besonders abgestimmt werde. S chlumpf folgt
Cartier und unterstüzt auch noch den Antrag, daß
die sich entfernenden Mitglieder in allen Commissionen
ergänzt werden, über die beiden übrigen Anträge fo-
dert er Tagesordnung. S e e r e t an fodert Vertagung
des Ganzen, wegen den wichtigen zu verhandelnden
Rapporten. Nuzet will allenfalls Secretan beipsticl)-

rcn, doch beharret er darauf, daß die sich entfernen-
den Mitglieder in allen ihren Commissionen erseztwer-
den. E scher glaubt, diejenigen Mitglieder, welche
in 30 od.er 40 Commissionen sind, werden kaum alle
hererzählen können, und wenn sie sich etwa einst auf
einige Tage entfernen, so würde ihre Ersetzung in
allen ihren Commissionen zu viel Zeit der Versamm-
lung wegnehmen: daher fodert er Tagesordnung,
welche angenommen wird.

Carra rd begehrt nun Vertagung der 3 übrigen
Motionen. Huber beharret, daß man sogleich ein-

zeln darüber abstimme. Dieser lezre Autrag wird all-
genominen, und man geht über alles zur Tagesord-
nung, ausgenommen über den Namensaufruf, den
der Präsident, dem Reglement zufolge, noch vorneh-
men soll.

Haas zeigt an, daß er als Saaliuspektor
beauftragt worden sey, die Einrichtung des neuen

Bcrsammlungssaals zu besorgen, da nun dieser^Ank-
trag noch nicht beendigt, er aber nicht mehr Saal-
Inspektor sey, so müsse ein neuer Auftrag hierüber an
jemand ertheilt werden. Auf Kilch m a n n s Antrag
wird Haas wieder aufs neue mit diesem Gegenstand
bis zu seiner Beendigung einmüchig beauftragt.

Der 14. §. des Vürgecrcchtsgutachtens wird in
Berathuna genommen. Auf Cartiers Antrag soll
die französische Redaktion der deutschen gleich gemacht
werden. G m ü r saiss, wir verwickeln uns immer mehr
in diesem Gegenstand, und daher wird dieVcrtheilung
der Gemeindsgüter immer dringender; vor allem aus
sollte naher bestimmt werden, wase-genrlichGemeind-
gut sey; übrigens aber ke nnte dieser K.zu bloßen Spe-
sulationen mißbraucht werden, daher begehre ich, daß
derselbe ausgelassen werde. Huber glaubt, da das
Einkauftecht im ?- §- schon anerkannt wurde, so muffe
dieser §. durchaus beibehalten werden, um aber
Gmürs Begehren zn befriedigen, könne noch ein neuer
§. hinzugefügt werden, welcher bestimme, daß einer
sich nur da einkaufen taun, wo er sich haushäblich nie-
déclassé» will; übrigens aber glaubt er dürfte der iZ.
§> dem 14. §. vorgesezt werden. A n d e r w erth bc-
gehn Rutwcisung des §. in die Commission, weil der-



selbe dem 78 §. widerspreche. Custor folgt Ander?
werth l'nd bittet daß man die Worte Gemcindrecht
und Gemeindsbürgerrecht nicht miteinander verwechsle.
G ch lumps e.klart, daß er glaube, der ganze Rap?
porc sollte der Commission zurükgewicsen werden, uni
denselben besser zu ordnen und den Unterschied, der
zwischen Gemeindgut und Geschlechtergut herrsche, besser

zu beobachten. Secretan fodcrt Tagesordnung
über Schlumpfs Ordnungsmotion, indem der Ge?
geiistand besonders als das Fundament der Organi?
sation der Manizipalitaten, von der grasten Dringlich?
keit sey. Koch folgt Secretan. Gchlumps zieht
seine Ordnungsmotion zurük; Akerinann hingegen
erneuert dieselbe uud fodert, daß dann die Commission
mit Beschleunigung arbeite. Ca r r a rd widersezt sich

diesem wiederholten Antrag einer Rükweisung an die
Commission, indem dieselbe vor allem aus »nterrich?
tet seyn müßte, in welchen Grundsätzen die Versamm?
lung hierüber stehe. Akermann zieht mm seinen
Antrag ebenfalls zurük.

Secretan vertheidigt den 74. §. als ganz
der Konstitution und der Gerechtigkeit gemäß, und
weil wir nicht nur den Namen, sondern auch
der Sache nach Brüder in ganz Helvetic» werden
sollen; übrigens bittet er, daß man nicht vorurtheile
und den 74. §. annehme, ohne weitere Rüksichtauf den
78. §. welcher ja Znoch nicht einmal in Berathung ge?

nommen, geschweige dann schon beschlossen sey. Der
14. §. wird angenommen.

Koch begehrt, daß der neu« §. welchen Hub er
vorschlage, erst dann in Berathung genommen werde,
wenn man den 76. K. behandle, weil er eigentlich auf
diese» Bezug habe. Hecht will bestimmen, daß ei?

ncr nur an einem Ort in Helvetien Gemeindsbürger
wcrgen könne. H u ber begehrt, daß sei» Vorschlag
ins Mehr gesezt werde, weil mau dann nach dessen

Annahm denselben dahin ordnen könne, wo er am
schillichsttn sey; Hechts Antrag aber kann er kei-

neswegs beipflichten, weil der §. dadurch rükwirkeude
Kraft erhalten würde.

Secretan glaubt, man könne wohl an 2 Orten
wohnen und neben seinem Haus in der Stadt, noch
irgendwo ein Landgut besitzen, daher wünscht er
zu Hubers vorgeschlagnem §. beizusetzen, daß
man nur da noch das Gememdsrecht annehmen köu?

ne, wo man bis jezt liegende Güter besaß. Weder
sagt, die Gemeindeämter sind Eigenthum, und wir
können niemanden hindern sich aus eine rechrmäßige
Art Eigenthum zu verschaffen: Se ere tans Antrag
ist aber noch zwekwidriger als Hubers, weit dadurch
neue Unterschiede zwischen Bürgern und Gemeindsge?
»offen bewirkt wurden: also begehrt er über alle diese
Anträge Tagesordnung. Koch sagt, jeder muß das
Recht Haben ohne Verletzung der Eigenchumsrechte
anderer sich selbst Eigenchum zu verschaffen, und die
Acquisition mehrerer Bürgerrechte ist dein Eigenthums?^

recht anderer gar nicht zuwider und daher auch kaun
sie nicht verhindert werden: übrigens aber möchte eine
wlche Spcku'arion eben nicht sehr vorche lhaft ausfal?
len, weil meist der Nutzen dee Gcmelnbsgiiier fur
abwesende Gemeindsgenossen nicht sehr groß ist. Er
beharret, daß Hubers Antrag erst dem 16. §. lei?
gefügt werde, weil er dort am schiklichsien siehe; er
wünscht übrigens, daß so wenig Einschränkungen als
möglich, in diese Eüikaufsmöglichkcit gebracht werde
und schlagt vor zu bestimmen „ wo einer Gr-mdelgr«?
thnm besizt oder wohnen will, soll er sich auch ein?
kaufen können. " Trvsch stimmt Hubern bei. Hu?
ber vereinigt sich nun mit Kochs Antrag und wi?
dersezt sich Webers geforderter Tagesordnung, weil
dadurch die Gemeinden einem ungerechten Hwang
ausgesezt würden. Hecht macht einen Unterschied
zwischen Real? und Pcrsonalbürgcrrechten und stimmt
Koch bei, dessen Antrag angenommen wird.

Der 75. §. wird unverändert einmüthig ange?
nommen.

Von dem 16. §., welcher mit Hubers Zusaz, nach

Kochs oben vorgcschlagncr Verbesserung, vorgetragen
wird, begehrt Anderwerth eine Redaktionsvcrbesse?

rung, welche sogleich angenommen wird. Custor
begehrt eine Erläuterung beizufügen. Trösch begehrt,
daß wann ein Vater Söhne hat, sich diese auch ein?

kaufen müssen. Koch glaubt, Custcrs kleine Erlan?

terungen würden llndeutlichketten verursachen: dem

Antrag Trösch's widersezt er sich ebenfalls, weil

man bei so weit getriebner Sorgkalt nicht nur sich die

habenden, sondern auch nvch für die künftigen Kinder

Einkauf zahlen müßte, und man besonders inRepub?
liken die Bevölkerung begünstigen müsse. Trösch
wußte noch nicht, daß ein Vater mit vielen

Söhnen nur für einen Bürger gerechnet wird. Der §.

wird, nach seiner vermehrten Redaktion angenommen.
Der 17. §. wird unverändert einmüthig ange?

nommen.
Ueber den 7g. §. bemerkt Secretan, daß der?

selbe dem Eigenthumsrecht der Gemeinden ans chr

Gemeindrecht widerspreche; er fodert daher, daß jede

Gemeinde die Einkaufssumme in ihr Gemeindrecht
bestimme und daß die Verwaltungskanimern diese

Bestimmungen untersuchen und nöthigen Falls
mäßigen: cr glaubt die Einkaufssumme könnte

ungefehr so bestimmt werden, daß der jahrliche Nutzen,

den einer vom Gemeindgnt zieht, als ein Zins z» Z

pr. Ct. von dem Kapital, das er zu bezahlen hätte/
berechnet würde. Fierz stimmt Secretan bei, wen

es nach den» K. das Ansehen hätte, als wollte ms»

die Gemeinden bevogten.

(Die Fortsetzung im 775. Stück..')



Der schweizerische Republikaner.
Hundert fünf und siebzigstes S t ü k.

Gesezgeblt ug.
Grosser Rath 6, Oktober.

(Fortsetzung.)

Custor glaubt, der Hauptvortheil des Republi--
kanism bestehe darin, nur von den Gesetzen abzuhan-
gen, daher stimmt er Secretan bei, doch will er
den Grundsaz der Einkaufssumme-Bestimmung noch

nicht festsetzen, sondern die Kommission erst einen
Vorschlag hierüber machen lassen. Gmür stimmt in
den Grundsätzen Secretan bei, aber die Bestim-
mung der 5 pr. Ct. gefallt ihm gar nicht, eben so

wenig will er die Verwaltungskammern hier zu Rich-
tern machen, sondern er will, daß die Distriktsgerichte
jedesmal entscheiden, wenn über Abfederung dieser
Einkaufssumme ein Streit entsteht. A m mann findet
den lg. §. im Wiederspruch mit dem 17. §- übrigens
stimmt er ganz Gmür bei. Hecht folgt Fierzen.

Koch sagt, gestern ward ich beschuldigt die
Städte begünstigen zu wollen, und heute nun wird
dieß nicht mehr der Fall seyn. Der Gesichtspunkt der
Kommission gieng hauptsächlich dahin, die Spießbür-
gerei so viel möglich zu vertilgen, und aus diesem
Grunde wollte sie den Gemeinden nicht die Bestim-
mung der Einkaufssummen überlassen, denn die mei-
sten derselben sind noch im Geist der Dorfsaristokratie,
und würden ihre Gemeindceinkaufssummen so hoch
bestimmen, daß ihre Gemeinden immer beschlossen
blieben. Was dieser §. vorschlagt, ist ja nichts als
Taxation, und diese wird häufig angewandt, ohne
daß man sie dem Eigenthumsrecht zuwider hält. Der
§. ist also den Grundsätzen des Rechts sowohl als
auch denen der Konstitution angemessen. Secre-
tans Vorschlag hingegen könnte zu häufigen Vetrie-
gereien Anlaß geben, indem die Gemeinden suchen
würden ihre bestimmten Einkaufssummen dadurch zu
heiligen, daß sie einige Gemeindsbürger zum Schein
unter diesen Bedingungen ohne Wiederspruch annäh-
men: ich fodre also Beibehaltung des §.

Iomini folgt, aus Achtung für das Eigenthums
recht der Gemeinden, Secretan.

Weber bemerkt, daß der Gegenstand an sich
selbst schon sehr verschieden sey, wie Schlumpf in sei-
ner Unterscheidung von Gemeinds - und Bnrgergü-
tern schon bemerkt habe: er glaubt aber Kirche», Ar-
men uns andere ahnliche bestimmte Güter sollten hier
bei nicht mit begriffen seyn. Um den Gcmeingcist z»
befördern, stimmt er für der» Rapport.

Carrard sagt, aller Despotismus mißfallt mir,
und ich werde ihm, auf wen er auch falle, »ic beiffim-
men. Die Gemeingüter sind freilich ineist blos be-
dingtes Eigenthum, allein die Bedingung, unter der
sie stehen kann doch nie so weit gehen, den Gemein-
den ganz das Recht ihren Beitritt zu taxircu, zu ran-
ben: um aber oadurch, daß die Gemeinden selbst die-
ses Beitritrecht taxiren, dem Lekalitatsgeist nicht zu
viel Nahrung zu geben, muß die Admlmstrationskam-
mer, im Fall von Uebertreibung, mildern können, das
her stimme ich hierüber ungefähr Secretans Mei«
nung bei.

Bleß stimmt Carrard bei, will aber denD-strikts-
gerichten, wegen ihrer mehreren Lokalitätskeiintnist
das Recht das Eintritsgeld der Gemeinden zu mo-
difiren, statt den Adininistrationskammeru auftragen.

Ander werth glaubt, der § selbst sey ziemlich
bestimmt nach Carrards Antrag abgefaßt, allein er
begehrt daß die A-t, wie der Gemeindsbeitritt taxlrt
und beurtheilt werden müsse, von der Gesezqebiing
festgesezt werde: ihm scheint, der zehnfache jahrliche
Nutzen den ein Gemeindbürger aus dem Gcmeindgut
zieht, nach einem Durchschnitt von zehn Iahren be-
rechnet, ware ein billiger Maasstab für diese Taxirung,
er begehrt daher daß die Kommisston diesen seinen
Vorschlag noch naher untersuche.

Legier folgt ganz dem Antrag von Bleß.
Escher glaubt, Carrards Meinung, die er

unterstuzt, und das Gutachten, seyen eigentlich ganz
einstimmig, daher begehrt er eine Redaktionsverb, sse-

rung nach Carrards Erklärung. D-e Einwendungen
welche^ Koch macht, scheinen ihm von dem Irrthum
herzuruhlen, daß er glaube, nach Secretans Antrag
musse die Bestimmung des Einkanfsgelds ledcr Ge-
meinde, erst dann der Administrationskammer zur all-
faligcn Modification übergeben werden, wenn siel»
ein Einkäufer über dasselbe beklage, da hingegen die-
ses gleich anfangs geschehen muß. Die Hauptsache
aber warum er das Wort nahm, liegt darin, um zu
zeigen, daß der Maaßstab den Secretan und Ander-
werth angeben, um mit demselben die Einkaufssum-
men zu bestimmen, durchaus unanwendbar ist, denn es
find viele Gemeinden in Helvetic», deren Bürger ki-
neu ^Heller unmittelbaren Nutzen ans ihrem oft sehr
beträchtlichen Gemeindgut ziehen, sondern die Einkünfte
fur die Gcmeindsausgaben brauchen, oder wieder zu
Kapital schlagen; da nun zehnmal oder zwanzigmal
nichts, finniersiort'gleich nichts bleibt, so folgt also
daraus, daß in solchen Gemeinden bei Anwendung
des vsrgcschlagnen Maaßstabs immerfort das Einkaufs-
geid Nichts wäre t da aber in dieser Versammlung



und durch dieselbe auch im Publikum, der allgemeines
Ruf an der Tag sordnung ist, man müsse die Gemcind-
guter vertheilen sobald die Umstände hiezu etwas gün-
stiger seyen, so stelle mau sich vor wie solche Gemein-
de» mit ihrem Eigentyum'srècht auf ihre Gemeiudgü
.rer stünden, wenn man bei ihnen ohne EmwMsgeld
Gemeiydsgcnoß werden könnte. lPen» man also von
einem Maaßstab über die Bestimmung der Einkaufs
summe sprachen will, so muß derselbe in dem Verhalt-
»iß des Kapitals zu der Bevölkerung der Gemeinde,
nicht aber i» der jährlichen Nuzniessung gesucht werden.

Rellstab stimmt des Cpießbürgergeistcs wegen
Andcrwerch bei, und glaubt bei Bestimmung der Nuj
zuug eines Bürgers aus seinem Gemcindgut, müssen

Schulanstaitcn u. d. g. auch mit in Anschlag gebracht
und taxirt werden, dann sey keine Schwierigkeit mehr
in diesem Vorschlag vorhanden.

^Secretan glaubt nun auch, daß man über den
5. ziemlich einig sey. Die Hauplschwttrigkeit liege
nun einzig noch, aber sehr schwer, in der Taxations-
Methode, dies beweise ihm besonders Eseycr sehr ein-

leuchtend, denn so vorrreflich seine Widerlegung der

vor ihm vorgeschlagnen Taxationsmanier ist, so schlagt
«r dagegen eine andere vor, die ganz ähnlichen, ob-

gleich ciitgegengeseztcn Schwierigkeiten unterworfen
in, denn wer wollte wohl den Beitritt zu Capitalien
so theuer zahlen, die ihm keine jährliche Nuzniessung
liefern? Daher sollte diese Taxation überhaupt uuter
Aufsicht und Modification der Administrationskammern
den Gemeinden überlassen werden, denn wir können

um so viel weniger in die Taxationsmethove eintreten,
5a in vieien Gemeinden blos accidentielle Nutzungen!
statt haben können, wie z. B. Unterstützung in armen
Tagen für Waisen n. s. w. deren Bestimmung und
Taxierung sehr schwierig seyn konnte.

Cartier sagt, da die Gemeindgüter als Eigen-
thum erklärt wurde», so sollen auch die Gemeinden
darüber bestimmen kennen; allein weil dieses Eigene
<hum nicht unbedingt ist, so darf auch das Eesez
über die Bestimmungàt desselben etwas festsetzen«,

ich begehre daher, deiß der Kommission aufgetragen
werde, eine Taxationsmethode vorzuschlagen, welche
von der Grösse des Nutzens, den jeder Theilha-
ber vom Gcmeindgut zieht, hergekommen sey. Koch
erkennt auch, daß man sich ziemlich nahe ist und
wahrscheinlich sich schon lange vereinigt hatte, wenn
man den iy. §. nicht immer schon Voraus im
Auge gehabt hatte ; er stimmt Esther^ Bemerkungen
«ber die vorgefchlagne Taxatioiisigethode bei, und
glaubt, der scholl angenommene 15. d§- bestimme
eigentlich diesen Gegenstand schvy ziemlich genau, da-
her sodert er Rükmeisüng dieses ig. chnd des 19. §.

an die Commission, um eine zwekMassigere Redaktion
davon abzufassen. Dieser lèzte, Amrag ivîrd ange-
«ommen.

Capani federt, daß die Commission über Fes-
datrcchte in 4 Tagen endlich einmal Nappyr.t mache,

'8' ^ à--1-

weil das Volk sehnlich wünsche, hierüber sein Schik-
sal kenne» zu lernen. Der Präsident erklart, daß
in dieser Rüks-cht ingeheimer Sitzung schon ein Schluß
gefaßt worden seh und daß man also hierüber nicht
neuerdings eintretren könne. Cartier uuttrflüzt Ca-

panis Aulrag, weil bei der blossen'Bestimmimg:
^s.o schleu n i g als m à g li ch," weiche getroffen wor-
den ist, die Commission ihren Rapport so lange auf-
schieben könnte, daß ihn dann die Versammlung aus

Mangel an Zeit nothgedrungen annehmen müßte.

Der Präsident erklart, daß da ein Schluß hierüber
da ist, er nichts weiter ins Mehr setzen werde, aus-

genommen man begehre bestimmt Rüknahme des vor-

handenenBeschlusses. Cbenaud utttcrstüztssarticr.
Huber vertheidigt den Präsidenten. Capani zieht

seinen Autrag zuruâ', aber sodert, daß die Commission

ergänzt werde. Der Präsident ernennt in dieselbe

H u b e r n.
Cartier sodert, daß der Bürgerrechtskommis-

son der bestimmte Äustrag crcheilt werde, über die

Taxanonsmechode der Gemeindsemzuggelder ein Gut-

achten vorzulegen. Secretan begehrt, daß man

dieser Commission doch vor allem aus erlaube, erst

sich darüber zu bcrachcn, ob es möglich sey eine solche

allgemeine Methode aufzufinden. Anderwcrth
stimmt Cartier bett Koch unterstüzt Secretans M-

wag, indent ihm die Forderung Cartiers ungefähr

so vorkommt, wie wenn man einen allgemeinen Haupt-
schlüssel für alle Schlösser fodem würde. R eli >ca 0

ist Carriers und Anderwerths Meinung und will anen-

falls der Commission erlauben, erst die Frage, welche

Secretan auswirft, vorgehen zu lassen; denn ohne

diese Bestimmung werden die Stadre ihre Gemeuw-

gâter Millionen hoch zu taxiern wissen, um ihre Bur-

gerrechte geschlossen zu erhalten. Anderwerry
stimmt mm auch Secretan bei, und nimmt seinen er,

sten Antrag zurück.
Die Fortsetzung im 176 Ctuk.

Gesez über die Klöster, so M
es in der S^ung des Senats am 1?.

September angenommen ward.

I» Erwägung, daß es die neue Staatsverfassung

ersodert, über die geistlichen Corporations zweimal!"

ge Mànderungên, zu wessen. ^Iti Erwägung aber, daß für den anständigen

Unterhalt derselben zwekmasslg gesorgt werde» muss,

hat der grosse Rath,
nachdem er die llrgenz erklärt, beschlossen:

Die Kloster, Abwyen und alle andere fowol rM
lirte als Collegial-Stifter beyderlei Geschlechts, wm

nen unter dem Schutz der Gesetzes und mit nachsteym,

den Bedingungen noch '>ser»ktr bcsi'ehen.

1/Klôstev ê-regàts Stifter dnrfen i"fo'S
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